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BEGRUNDUNG

1. KONTEXT DES VORSCHLAGS
. Griunde und Ziele des Vorschlags

Die jlngsten Naturkatastrophen in Mittel-, Ost- und Sudeuropa hatten verheerende
Auswirkungen auf die Bevolkerung dieser Regionen. In vielen Stadten und Ddérfern werden
umfangreiche Wiederaufbauarbeiten erforderlich sein, um beschéadigte Infrastruktur und
Ausriistung zu reparieren und besser, d. h. so wiederaufzubauen, dass auf kosteneffiziente
Weise die Klima- und Katastrophenresilienz gewéhrleistet wird. Es geht darum, die lokalen,
regionalen und nationalen Haushalte rasch zu entlasten und das Risiko einer Verscharfung der
territorialen Ungleichheiten infolge der Katastrophen zu vermindern. Zur Abfederung der
sozialen und wirtschaftlichen Folgen solcher Naturkatastrophen sind Sofortmalinahmen
notwendig. Dartiber hinaus konnten die direkt betroffenen Menschen, die moglicherweise ihre
Wohnung und ihr Eigentum verloren haben, Lebensmittel und/oder materielle
Basisunterstiitzung benotigen. Uberdies miissen unter Umstanden zwecks Erhalt von
Arbeitsplatzen Unternehmen unterstltzt werden, die aufgrund einer Naturkatastrophe vor
wirtschaftlichen Schwierigkeiten stehen, damit Beschaftigte und Selbststdndige in dem
Zeitraum, in dem sie keinen Zugang zu ihrem ublichen Arbeitsort haben, nicht ihren
Arbeitsplatz verlieren. Um den verheerenden Auswirkungen von Naturkatastrophen auf die
Gesundheit der Menschen entgegenzuwirken, sollte fur einen Zugang zur
Gesundheitsversorgung gesorgt werden, auch flr Personen, die nicht akut sozio6konomisch
benachteiligt sind. Europa muss in der Lage sein, Uber den Européischen Fonds fiir regionale
Entwicklung (EFRE) und den Europdischen Sozialfonds Plus (ESF+) den Mitgliedstaaten,
Regionen und lokalen Behorden sowie den von regionalen Katastrophen schwer betroffenen
Menschen rasch zusétzliche wirksame Unterstlitzung ergédnzend zu den Ressourcen aus dem
Solidaritatsfonds der Européischen Union bereitzustellen. Es ist damit zu rechnen, dass
Katastrophen kiinftig haufiger auftreten. Es ist daher angebracht, aufbauend auf den
Erfahrungen der letzten Jahre, einen Rahmen zu schaffen, der fiir Flexibilitat und finanzielle
Unterstiitzung sorgt, sodass wiederholte Anderungen des rechtlichen Rahmens der
Kohasionspolitik und zusétzlicher Verwaltungsaufwand vermieden werden und gleichzeitig
der langfristige strategische Charakter der Kohé&sionspolitik erhalten bleibt.

FUr zusétzliche Unterstitzung der Mitgliedstaaten, die von ab dem 1.Januar 2024
eingetretenen Naturkatastrophen betroffen sind, schldgt die Kommission daher vor, im
bestehenden Anwendungsbereich der EFRE-Unterstiitzung ein neues spezifisches Ziel zu
schaffen. Dies wiirde es den Mitgliedstaaten ermdglichen, Mittel des Ziels ,,Investitionen in
Beschéftigung und Wachstum® im Rahmen ihrer Programme fiir 2021-2027 fir den
Wiederaufbau nach Naturkatastrophen umzuplanen, die der Definition in der Verordnung
(EG) Nr. 2012/2002 des Rates zur Errichtung des Solidaritatsfonds der Europdischen Union
entsprechen oder von einer zustdndigen Behorde eines Mitgliedstaats als solche anerkannt
wurden.

Dieses zusétzliche spezifische Ziel gehdrt zum politischen Ziel 2 (ein griinerer, CO2-armer
Ubergang zu einer CO,-neutralen Wirtschaft und einem widerstandsfahigen Europa durch die
Forderung von sauberen Energien und einer fairen Energiewende, von grinen und blauen
Investitionen, der Kreislaufwirtschaft, des Klimaschutzes und der Anpassung an den
Klimawandel, der Risikopravention und des Risikomanagements sowie der nachhaltigen
stadtischen Mobilitat). Dieses politische Ziel unterstitzt unmittelbar die Ziele des
europaischen Griinen Deals und der EU-Strategie fur die Anpassung an den Klimawandel, die
darauf abzielen, Anpassungsmanahmen zur Bewaltigung von Risiken des Klimawandels, in
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der Regel in Form von Katastrophen wie Uberschwemmungen, Waldbranden oder Diirren, zu
entwickeln.

In diesem Zusammenhang ist es wichtig, Investitionen mit besonderem Schwerpunkt auf
Katastrophenprévention und -vorsorge sowie auf der Anpassung an den Klimawandel
einschlieBlich naturbasierter Ldsungen vorzuziehen und aufzustocken, damit die
Auswirkungen der immer haufigeren klimabedingten Katastrophen gemildert werden.
WiederaufbaumalRnahmen sollten nicht zulasten langfristig geplanter Investitionen in
Katastrophenpravention und -vorsorge gehen.

Der ESF+ kann im Rahmen seines geltenden Anwendungsbereichs auch Mittel fir die
Abfederung der negativen soziotkonomischen Folgen von Naturkatastrophen bereitstellen.
Zusétzlich zu den bereits laufenden MalRnahmen sollte den Mitgliedstaaten mehr Flexibilitét
eingerdumt werden, damit sie schnelle und sofortige Hilfe in Form von Nahrungsmitteln
und/oder materieller Basisunterstiitzung leisten kdnnen. Beschaftigte und Selbststdndige
sollten ihren Arbeitsplatz behalten kdnnen, bis sie die Arbeit wieder aufnehmen kénnen,
weshalb die Finanzierung von Kurzarbeitsregelungen in flexiblerer Weise maglich sein sollte.
Um den verheerenden Auswirkungen von Naturkatastrophen auf die Gesundheit der
Menschen entgegenzuwirken, sollte fir einen Zugang zur Gesundheitsversorgung gesorgt
werden, auch fur Personen, die nicht akut sozio6konomisch benachteiligt sind. Dies wirde es
den Mitgliedstaaten ermoglichen, ihre ESF+-Mittel innerhalb des
Programmplanungszeitraums 2021-2027 umzuplanen, um die zusatzliche Unterstutzung und
Flexibilitat in Anspruch nehmen zu kénnen.

Die Mitgliedstaaten konnen die geltenden Bestimmungen nach Artikel 26 der Verordnung
(EU) 2021/1060 zur Ubertragung von Mitteln auf den EFRE oder den ESF+ anwenden.

Angesichts des potenziellen Ausmafes der Auswirkungen solcher Naturkatastrophen und um
rasch Liquiditat zur Deckung des dringendsten Bedarfs bereitzustellen, wird vorgeschlagen,
dass die Mitgliedstaaten bei der Nutzung des vorgeschlagenen Rahmens eine zusétzliche
Vorfinanzierung in Hohe von 30 % der im Rahmen der speziellen Prioritaten eingeplanten
Betrége erhalten und die Mdglichkeit haben, eine Unionsfinanzierung von bis zu 100 % zu
beantragen. Um auf die derzeitigen auRergewohnlichen Umstande zu reagieren, kdnnen die
Mitgliedstaaten im Einklang mit Artikel 63 Absatz 7 der Verordnung (EU) 2021/1060 bereits
in ihren Programmen vorsehen, dass die Forderfahigkeit der Ausgaben ab dem Zeitpunkt des
ersten Schadens infolge der Naturkatastrophe beginnt. Darlber hinaus sollte es den
Mitgliedstaaten auch gestattet sein, abgeschlossene oder vollstandig durchgefiihrte Vorhaben,
die der Reaktion auf die Naturkatastrophe dienen, fur eine Unterstiitzung im Rahmen der
speziellen Prioritdt auszuwdéhlen. Die fir diese Prioritdt (oder Prioritdten) umgeplanten
Betrdge miussen unter Bericksichtigung des EFRE, des ESF+ und des Kohésionsfonds
wéhrend des Programmplanungszeitraums auf insgesamt hochstens 10 % der nationalen
Zuweisung kohésionspolitischer Mittel des Mitgliedstaats begrenzt werden. Die spezielle
Prioritdt kann fir eine oder mehrere Naturkatastrophen durch eine oder mehrere
Programmanderungen genutzt werden. Wird die Mittelzuweisung fiir diese Prioritdt durch
nachfolgende Programmaénderungen erhoht, wird die zusatzliche Vorfinanzierung auf die
Aufstockung gezahlt, sodass die gesamte zusatzliche Vorfinanzierung 30 % der fiir diese
Prioritat zugewiesenen Mittel entspricht.

Will der Mitgliedstaat diese spezielle Prioritdt und die entsprechende Flexibilitat in Anspruch
nehmen, muss die entsprechende Programmanderung der Kommission spétestens vier Monate
nach Eintritt des ersten Schadens infolge der Katastrophe vorgelegt werden. Tritt die
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Naturkatastrophe vor Inkrafttreten der vorliegenden Anderungsverordnung ein, muss die
Anderung innerhalb von vier Monaten nach Inkrafttreten der vorliegenden Verordnung
vorgelegt werden.

. Kohéarenz mit den bestehenden Vorschriften in diesem Bereich

Der Vorschlag steht im Einklang mit den Zielen der Fonds der Kohéasionspolitik und
beschrankt sich auf eine gezielte Anderung der Verordnung (EU) 2021/1058 und der
Verordnung (EU) 2021/1057. Er erganzt die Art der Unterstitzung im Rahmen der
Verordnung (EG) Nr.2012/2002 des Rates zur Errichtung des Solidaritatsfonds der
Européischen Union.

. Kohéarenz mit der Politik der Union in anderen Bereichen

Der Vorschlag beschrankt sich auf eine gezielte Anderung der Verordnung (EU) 2021/1058
sowie der Verordnung (EU) 2021/1057 und wahrt die Koh&renz mit der Politik der Union in
anderen Bereichen.

2. RECHTSGRUNDLAGE, SUBSIDIARITAT UND VERHALTNISMABIGKEIT
. Rechtsgrundlage

Der Vorschlag beruht auf Artikel 164, Artikel 175 Absatz 3 und Artikel 178 des Vertrags uber
die Arbeitsweise der Europdischen Union.

. Subsidiaritat (bei nicht ausschliel3licher Zustéandigkeit)

Der Vorschlag, den von Naturkatastrophen betroffenen Mitgliedstaaten zusatzliche
Flexibilitit zu gewdhren, indem ihnen die Moglichkeit eingerdumt  wird,
Wiederaufbauarbeiten tber den EFRE mit einem EU-Finanzierungssatz von bis zu 100 % und
einer zusatzlichen Vorfinanzierung fir eine spezielle Prioritat innerhalb von Programmen zu
finanzieren, erfordert eine Anderung der Verordnung (EU) 2021/1058. Der Vorschlag, den
Mitgliedstaaten Flexibilitat bei der Durchfihrung des ESF+ zu gewéhren, einschlieRlich der
zusétzlichen Vorfinanzierung und der Finanzierung durch die Union von bis zu 100 %, um die
soziookonomischen Folgen von Naturkatastrophen abzufedern und dartiber hinaus von
Naturkatastrophen unmittelbar betroffenen Menschen sofort Nahrungsmittel und/oder
materielle Basisunterstitzung bereitstellen zu konnen, sowie Kurzarbeitsregelungen fir
Beschaftigte und  Selbststdndige ohne aktive MalBnahmen und Zugang zur
Gesundheitsversorgung, auch fiir Personen, die nicht akut soziotkonomisch benachteiligt
sind, erfordert die Anderung der Verordnung (EU) 2021/1057. Das gleiche Ergebnis kann
nicht durch Maltnahmen auf nationaler Ebene erzielt werden.

. Verhaltnismaligkeit

Der Vorschlag betrifft eine begrenzte und gezielte Anderung, die nicht tiber das hinausgeht,
was zur Erreichung des Ziels der Bereitstellung zusétzlicher Unterstutzung fur von
Naturkatastrophen betroffene Mitgliedstaaten erforderlich ist.

3. ERGEBNISSE DER EX-POST-BEWERTUNG, DER KONSULTATION DER
INTERESSENTRAGER UND DER FOLGENABSCHATZUNG
. Ex-post-Bewertung/Eignungsprifungen bestehender Rechtsvorschriften
Entfalit.
3
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. Konsultation der Interessentrager
Entfallt.

. Einholung und Nutzung von Expertenwissen
Entfallt.

. Folgenabschatzung

Zur Ausarbeitung des Vorschlags fur die Verordnung (EU) 2021/1058 sowie fir die
Verordnung (EU) 2021/1057 wurde eine Folgenabschatzung durchgefiihrt. Die begrenzten
und gezielten Anderungen erfordern keine separate Folgenabschatzung.

. Effizienz der Rechtsetzung und Vereinfachung
Entfallt.

. Grundrechte
Entfallt.

4. AUSWIRKUNGEN AUF DEN HAUSHALT

Der Vorschlag betrifft kohé&sionspolitische Programme des Programmplanungszeitraums
2021-2027 und &andert nichts an bestehenden Mittelbindungen. Der Vorschlag Uberschreitet
den Rahmen der globalen Mittelzuweisung fir den Zeitraum 2021-2027 nicht und ist somit
haushaltsneutral.

Der Vorschlag wird zu einer zusétzlichen Vorfinanzierung im Rahmen des EFRE und des
ESF+ und zu einer vorgezogenen Bereitstellung von Mitteln fur Zahlungen fiihren.

Die zusatzliche Vorfinanzierung war im Haushaltsentwurf fir 2025 nicht vorgesehen. Um den
dringenden Bedarf zu decken und die von Katastrophen betroffenen Mitgliedstaaten rasch zu
unterstiitzen, hat die Kommission vorgeschlagen, den zusétzlichen Bedarf an Mitteln flr
Zahlungen durch ein Berichtigungsschreiben zum Entwurf des Haushaltsplans 2025 zu
decken. Der zusétzliche Betrag fur 2025 belduft sich — fur den EFRE und den ESF+
zusammengenommen — auf 3 Mrd. EUR und entspricht der Vorfinanzierung in Hohe von
30 % der geschatzten Mittelzuweisung (10 Mrd. EUR) fir die speziellen Prioritaten infolge
der ab dem 1. Januar 2024 eingetretenen Naturkatastrophen.

Die Modglichkeit, sowohl fiir den EFRE als auch fir den ESF+ einen hdoheren
Finanzierungssatz der Union von bis zu 100 % zu beantragen, wird auch dazu fihren, dass
Zahlungen teilweise vorgezogen werden und Zahlungen zu einem spéateren Zeitpunkt geringer
ausfallen, da die Gesamtmittelausstattung unveréndert bleibt. Die tatsachlichen Auswirkungen
werden von der Inanspruchnahme durch die Mitgliedstaaten abhangen.

Die vorgeschlagenen Anderungen erfordern keine Anderung der jahrlichen Obergrenzen des
mehrjahrigen Finanzrahmens fiir Mittel fir Verpflichtungen und Mittel fir Zahlungen gemaf
Anhang | der Verordnung (EU, Euratom) 2020/2093 des Rates und keine Anderung des
Gesamtbedarfs an Mitteln fur Zahlungen im Programmplanungszeitraum.
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S. WEITERE ANGABEN

. Durchfihrungsplane sowie Monitoring-, Bewertungs- und
Berichterstattungsmodalitéaten

Die Uberwachung der Durchfiihrung der MaBnahme sowie die Berichterstattung erfolgen im
Rahmen der allgemeinen Berichterstattungsmechanismen gemafR den Verordnungen (EU)
2021/1060, (EU) 2021/1057 und (EU) 2021/1058.

. Erlauternde Dokumente (bei Richtlinien)
Entfallt.
. Ausfuhrliche Erlauterung einzelner Bestimmungen des VVorschlags

Um den von Naturkatastrophen betroffenen Mitgliedstaaten zusatzliche Unterstutzung und
mehr Flexibilitdt zu bieten, wird vorgeschlagen, folgende Anderungen der Verordnung
(EU) 2021/1058 vorzunehmen:

e Einfiihrung eines neuen spezifischen Ziels im Rahmen des politischen Ziels 2 (ein
grinerer, COz-armer Ubergang zu einer COz-neutralen Wirtschaft und einem
widerstandsfahigen Europa durch die Forderung einer sauberen und fairen
Energiewende, von griinen und blauen Investitionen, der Kreislaufwirtschaft, des
Klimaschutzes und der Anpassung an den Klimawandel, der Risikopravention und
des Risikomanagements sowie der nachhaltigen stadtischen Mobilitat) innerhalb
des geltenden Anwendungsbereichs der EFRE-Unterstiitzung zur Reaktion auf
Naturkatastrophen, die ab dem 1. Januar 2024 eintreten. Mittel dieses spezifischen
Ziels sollten auf Grundlage spezieller Prioritaten von Programmen im Rahmen
des Ziels ,,Investitionen in Beschiftigung und Wachstum* zur Unterstiitzung von
Reparatur- und Wiederaufbaumalinahmen programmiert werden;

e Ermoglichung der Anwendung eines EU-Finanzierungssatzes von bis zu 100 %
aus dem EU-Haushalt flr eine gesonderte Prioritadt, die im Rahmen eines
Programms zur Unterstitzung von Wiederaufbau- und Reparaturmanahmen
festgelegt wird. Die Mitgliedstaaten sollten auch sicherstellen, dass die
Unterstitzung aus anderen Instrumenten der Mitgliedstaaten oder der Union oder
aus privaten Versicherungen beriicksichtigt wird, damit Uberzahlungen
ausgeschlossen werden;

o Bereitstellung einer zusétzlichen Vorfinanzierung fur diese spezielle Prioritat
durch Anwendung von 30 % auf die Zuweisung der Prioritdt gemal dem
Beschluss zur Genehmigung des Programms, in dem die neue spezielle Prioritat
festgelegt wird. Wird die Mittelzuweisung flr die Prioritat spéter infolge weiterer
Naturkatastrophen erhoht, so wird die zusatzliche Vorfinanzierung nur auf den
Betrag gezahlt, um den die Mittelzuweisung fur die Priorit4t erhoht wird;

e Schaffung der Mdglichkeit fur die Mitgliedstaaten, fir eine Unterstitzung
Vorhaben auszuwahlen, die konkret abgeschlossen oder vollstandig durchgefiihrt
wurden, bevor der Antrag auf eine Finanzierung im Rahmen des Programms
ordnungsgemal bei der Verwaltungsbehtrde eingereicht wurde, sofern sie eine
Reaktion auf eine ab dem 1. Januar 2024 eingetretene Naturkatastrophe darstellen;

» Festsetzung einer Frist von vier Monaten nach Eintritt des ersten Schadens infolge
einer Naturkatastrophe oder nach Inkrafttreten der Anderungsverordnung, falls
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eine Katastrophe vor diesem Datum eingetreten ist, um entsprechende
Programmanderungen vorzulegen.

Um den Mitgliedstaaten bei der Reaktion auf ab dem 1.Januar 2024 eintretende
Naturkatastrophen weitere Flexibilitat zu gewahren, wird vorgeschlagen, folgende
Anderungen der Verordnung (EU) 2021/1057 vorzunehmen:

Ermdglichung einer gezielten Unterstlitzung zur Abfederung der negativen
soziookonomischen Folgen von Naturkatastrophen im Rahmen einer speziellen
Prioritat, die grolere Flexibilitat ermoglicht;

Ermdglichung der Finanzierung von Kurzarbeitsregelungen fir von
Naturkatastrophen betroffene Beschaftigte und Selbststdndige, ohne dass aktive
MaRnahmen durchgefuhrt werden mussen, fir einen begrenzten Zeitraum,
unabhéngig davon, ob dies im Rahmen der speziellen Prioritdt geplant ist;

Ermdglichung von Finanzierungsmalnahmen zur Unterstiitzung des Zugangs zur
Gesundheitsversorgung, auch fir Personen, die nicht akut soziodkonomisch
benachteiligt sind, unabhéngig davon, ob dies im Rahmen der speziellen Prioritét
geplant ist;

Ermoglichung der Verteilung von Nahrungsmitteln und/oder materieller
Basisunterstiitzung ohne flankierende MalRnahmen, um auf die Folgen von
Naturkatastrophen zu reagieren, unabhangig davon, ob dies im Rahmen der
speziellen Prioritat geplant ist oder nicht;

Schaffung der Mdglichkeit fir die Mitgliedstaaten, fur eine Unterstltzung
Vorhaben auszuwahlen, die konkret abgeschlossen oder vollstandig durchgefiihrt
wurden, bevor der Antrag auf eine Finanzierung im Rahmen des Programms
ordnungsgemél bei der Verwaltungsbehdrde eingereicht wurde, sofern sie eine
Reaktion auf eine ab dem 1. Januar 2024 eingetretene Naturkatastrophe darstellen;

Festsetzung einer Frist von vier Monaten nach Eintritt der Naturkatastrophe oder
nach Inkrafttreten der Anderungsverordnung, falls eine Katastrophe vor diesem
Datum eingetreten ist, um entsprechende Programmanderungen vorzulegen;

Bereitstellung einer zusétzlichen Vorfinanzierung fur diese spezielle Prioritét
durch Anwendung von 30 % auf die Zuweisung der Prioritdt gemaR dem
Beschluss zur Genehmigung des Programms, in dem die neue spezielle Prioritét
festgelegt wird. Wird die Mittelzuweisung fir die Prioritat spater infolge weiterer
Naturkatastrophen erhoht, so wird die zusétzliche Vorfinanzierung nur auf den
Betrag gezahlt, um den die Mittelzuweisung fur die Priorit4t erhoht wird;

Ermdoglichung der Anwendung eines EU-Finanzierungssatzes von bis zu 100 %
aus dem EU-Haushalt fiir die spezielle Prioritat.

Um den langfristigen strategischen Charakter der kohd&sionspolitischen Investitionen zu
wahren, darf der Gesamtbetrag, der solchen speziellen Prioritdten zugewiesen wird, flr den
Programmplanungszeitraum 2021-2027 in einem Mitgliedstaat 10 % des Gesamtbetrags der
urspringlichen zusammengenommenen nationalen Zuweisung aus dem EFRE, dem ESF+ und
dem Kohasionsfonds nicht iberschreiten. Die Mitgliedstaaten sollten auch sicherstellen, dass
die Unterstiitzung aus anderen Instrumenten der Mitgliedstaaten oder der Union oder aus
privaten Versicherungen beriicksichtigt wird, damit Uberzahlungen ausgeschlossen werden.
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2024/0275 (COD)
Vorschlag fir eine
VERORDNUNG DES EUROPAISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES

Uiber RESTORE - Regionale Soforthilfe fiir den Wiederaufbau — zur Anderung der
Verordnung (EU) 2021/1058 und der Verordnung (EU) 2021/1057

DAS EUROPAISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION —

gestutzt auf den Vertrag Uber die Arbeitsweise der Europaischen Union, insbesondere auf
Artikel 164, Artikel 175 Absatz 3 und Artikel 178,

auf Vorschlag der Européischen Kommission,

nach Zuleitung des Entwurfs des Gesetzgebungsakts an die nationalen Parlamente,
nach Stellungnahme des Europaischen Wirtschafts- und Sozialausschusses?,

nach Stellungnahme des Ausschusses der Regionen?,

gemal dem ordentlichen Gesetzgebungsverfahren,

in Erwégung nachstehender Griinde:

1) Die jungsten Uberschwemmungen in Mittel-, Ost- und Stideuropa hatten verheerende
Auswirkungen auf die Bevolkerung dieser Regionen. In vielen Stadten und Dorfern
sind umfangreiche Wiederaufbauarbeiten erforderlich, um beschédigte Infrastruktur
und Ausristung zu reparieren. Zur Abfederung der sozialen und wirtschaftlichen
Folgen solcher Naturkatastrophen sind Sofortmafinahmen notwendig. Darlber hinaus
besteht unmittelbarer Bedarf an dem Basismaterial, das die Menschen verloren haben,
und der Erhalt von Arbeitsplatzen muss unterstitzt werden, um Beschéftigten und
Selbststandigen dabei zu helfen, ihre Arbeitsplatze fur einen begrenzten Zeitraum zu
behalten, wenn sie infolge einer Naturkatastrophe keinen Zugang zu ihren Ublichen
Arbeitsort haben. Um den verheerenden Auswirkungen von Naturkatastrophen auf die
Gesundheit der Menschen entgegenzuwirken, sollte fir einen Zugang zur
Gesundheitsversorgung gesorgt werden, auch fir Personen, die nicht akut
sozio6konomisch benachteiligt sind. Es gibt Hinweise darauf, dass Naturkatastrophen
in Zukunft verstarkt auftreten ddrften. Daher ist es angezeigt, einen Rahmen zu
schaffen, der Flexibilitdt und finanzielle Unterstiitzung bietet und gleichzeitig den
langfristigen strategischen Charakter der koh&sionspolitischen Investitionen bewahrt.

2 Um die nationalen Haushalte der betroffenen Mitgliedstaaten rasch zu entlasten und
das Risiko neuer territorialer Ungleichheiten zu mindern, ist zusétzlich zu den
verfligbaren Mitteln aus dem Solidaritatsfonds der Européischen Union eine wirksame
Unterstitzung der Mitgliedstaaten, Regionen und lokalen Behorden sowie der von
solchen Naturkatastrophen schwer betroffenen Menschen durch den Europdischen
Fonds fur regionale Entwicklung (EFRE) und den Europdaischen Sozialfonds Plus
(ESF+) erforderlich.
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3)

(4)

(5)

(6)

Um den von Naturkatastrophen betroffenen Mitgliedstaaten zusatzliche Flexibilitat zu
bieten, sollte ein neues spezifisches Ziel im Rahmen des Ziels ,Investitionen in
Beschiftigung und Wachstum* vorgesehen werden, um die finanzielle Unterstiitzung
aus dem EFRE fur den Wiederaufbau als Reaktion auf solche Katastrophen zu
kanalisieren.

Das politische Ziel 2, in dessen Rahmen das neue spezifische Ziel eingefiihrt werden
sollte, unterstiitzt unmittelbar die Ziele des europaischen Griinen Deals®. Die EU-
Strategie fur die Anpassung an den Klimawandel* zielt darauf ab,
Anpassungsmalinahmen zur Bewaltigung von Risiken des Klimawandels, in der Regel
in Form von Katastrophen wie Uberschwemmungen, Waldbranden oder Diirren, zu
entwickeln. Die Kontinuitdt und Verstdrkung der geplanten Investitionen in die
Katastrophenpravention und -vorsorge sowie in die Anpassung an den Klimawandel
sollte sichergestellt sein, um die Auswirkungen der immer haufiger werdenden, auch
klimabedingten, Naturkatastrophen zu mildern. WiederaufbaumafRnahmen sollten
nicht zulasten von Investitionen in strukturelle langfristige Katastrophenprévention
und -vorsorge gehen. Die Anwendung der Sicherung der Klimavertréglichkeit und des
Grundsatzes ,,Vermeidung erheblicher Beeintrachtigungen™ sollte bei Investitionen in
Infrastruktur sichergestellt werden, um die Resilienz der von der Union finanzierten
Infrastruktur gegentiber kinftigen, haufigeren und schwereren klimabedingten
Katastrophen zu erhdhen.

Im Einklang mit dem in der Verordnung (EU) 2021/1058 des Europaischen
Parlaments und des Rates® festgelegten Umfang der Unterstiitzung aus dem EFRE
kann die Unterstiitzung des Wiederaufbaus als Reaktion auf Naturkatastrophen im
Rahmen des neuen spezifischen Ziels die Wiederherstellung beschadigter oder
zerstorter  Infrastrukturen wie offentliche Infrastruktur oder Investitionen in
Anlagekapital fir Unternehmen und Ausristung umfassen, erforderlichenfalls auch an
einem anderen Standort oder in einem Format, das nicht mit dem urspriinglichen Ziel
ubereinstimmt, wobei auf Resilienz und Nachhaltigkeit zu achten ist. Darlber hinaus
kann die Wiederherstellung von Naturgebieten, der biologischen Vielfalt und der
grinen Infrastruktur, auch in Natura-2000-Gebieten, unterstiitzt werden. Dies kann
einschlagige MaRnahmen im Zusammenhang mit der Wiederaufforstung umfassen.

Im Zusammenhang mit dem Wiederaufbau als Reaktion auf Naturkatastrophen sollten
MaBnahmen, die auf dem Grundsatz des besseren Wiederaufbaus (,,Build Back
Better) beruhen, im Auswahlverfahren Vorrang haben. Dieser Grundsatz beinhaltet,
dass die Wiederherstellungs-, Rehabilitations- und Wiederaufbauphasen nach einer
Katastrophe genutzt werden, um die Resilienz von Gemeinschaften durch die
Integration von MafRnahmen zur Katastrophenvorsorge zu erhéhen, wie im Sendai-
Rahmen fir Katastrophenvorsorge 2015-2030 dargelegt. Gleichzeitig sollte
sichergestellt werden, dass die Unterstiitzung fir die ausgewahlten Vorhaben
verhéltnismaRig bleibt und das beste Verhéltnis zwischen der Hohe der Unterstiitzung
und dem Ziel der Gewahrleistung der Katastrophenresilienz aufweist. Kommt ein

Mitteilung der Kommission an das Europdische Parlament, den Europdischen Rat, den Rat, den
Europdischen Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen ,Der europdische
Griine Deal“ (COM(2019) 640 final).

Mitteilung der Kommission an das Européische Parlament, den Rat, den Europdischen Wirtschafts- und
Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen: ,,Ein klimaresilientes Europa aufbauen — Die neue
EU-Strategie fiir die Anpassung an den Klimawandel* (COM(2021) 82 final).

Verordnung (EU) 2021/1058 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 24. Juni 2021 (ber den
Europdischen Fonds fur regionale Entwicklung und den Kohésionsfonds (ABI. L 231 vom 30.6.2021,
S. 60, ELI: http://data.europa.eu/eli/reg/2021/1058/0j).
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(")

(8)

(9)

Mitgliedstaat fiir eine Unterstiitzung aus dem Solidaritatsfonds der Europaischen
Union in Betracht, um wesentliche Notfall- und Wiederaufbaumanahmen zur
Wiederherstellung des Zustands der Infrastruktur vor Eintritt der Naturkatastrophe zu
finanzieren, kann die Unterstiitzung aus dem EFRE erganzend genutzt werden, um die
Funktionalitat der betroffenen Infrastruktur zu verbessern und ihre Kapazitat,
Nachhaltigkeit und Widerstandsféahigkeit gegentiber kiinftigen Naturkatastrophen zu
verbessern. Im Allgemeinen sollte die EFRE-Unterstitzung die Resilienz und
Risikovorsorge verbessern.

Um Uberzahlungen auszuschlieRen, sollten die Mitgliedstaaten sicherstellen, dass sich
die Unterstltzung aus dem EFRE oder dem ESF+ nicht mit der Unterstlitzung aus
anderen Instrumenten der Mitgliedstaaten oder der Union oder aus privaten
Versicherungen tiberschneidet.

Um auf die Auswirkungen von Naturkatastrophen reagieren zu konnen, sollte es den
Mitgliedstaaten gestattet sein, durch spezielle Prioritdten gezielte, schnelle und
sofortige Hilfe zu leisten, um die negativen soziofkonomischen Folgen solcher
Katastrophen abzufedern. Dartber hinaus sollten die Mitgliedstaaten in der Lage sein,
befristete MalRnahmen fir unmittelbar von diesen Katastrophen betroffene Menschen
in Form von Nahrungsmittelhilfe und/oder materieller Basisunterstiitzung entweder
innerhalb oder auferhalb der speziellen Prioritdit zu unterstlitzen, ohne dass
flankierende Malinahmen erforderlich sind; zudem sollten, soweit unbedingt
erforderlich und gerechtfertigt, auch Kurzarbeitsregelungen fur Beschaftigte und
Selbststandige, die von den Folgen von Naturkatastrophen betroffen sind, damit diese
ihren Arbeitsplatz auch ohne aktive MaRnahmen (sofern letztere nicht durch nationales
Recht vorgeschrieben sind) behalten, sowie Maflnahmen zur Gewdahrleistung des
Zugangs zur Gesundheitsversorgung, auch fir Personen, die nicht akut
soziobkonomisch benachteiligt sind, moglich sein. Es ist daher angezeigt, im Rahmen
der Verordnung (EU) 2021/1057 des Europaischen Parlaments und des Rates® fiir
einen begrenzten Zeitraum Flexibilititsmoglichkeiten fir diese befristeten
Mafnahmen vorzusehen.

Die Mittel zur Unterstiitzung der Reaktion auf Naturkatastrophen sollten im Rahmen
einer speziellen Prioritdit mit einem Kofinanzierungssatz von bis zu 100 %
programmiert werden. Es sollte daran erinnert werden, dass die Mitgliedstaaten die in
der Verordnung (EU) 2021/1060 des Europaischen Parlaments und des Rates’
vorgesehenen Mdglichkeiten fiir die Ubertragung von Zuweisungen zwischen den
Fonds der Kohésionspolitik nutzen koénnen, um die im Rahmen dieser speziellen
Prioritaten verfugbaren Mittel aufzustocken. Sie konnen auch Mittel aus jedem
anderen der politischen Ziele umschichten, wobei die Regulierungsvorschriften
einzuhalten sind.

Verordnung (EU) 2021/1057 des Européischen Parlaments und des Rates vom 24. Juni 2021 zur
Einrichtung des Europdischen Sozialfonds Plus (ESF+) und zur Aufhebung der Verordnung (EU)
Nr. 1296/2013 (ABI. L 231 vom 30.6.2021, S. 21, ELI: http://data.europa.eu/eli/reg/2021/1057/0j).
Verordnung (EU) 2021/1060 des Européischen Parlaments und des Rates vom 24. Juni 2021 mit
gemeinsamen Bestimmungen flir den Europdischen Fonds fiir regionale Entwicklung, den Europdischen
Sozialfonds Plus, den Kohasionsfonds, den Fonds fiir einen gerechten Ubergang und den Europaischen
Meeres-, Fischerei- und Aquakulturfonds sowie mit Haushaltsvorschriften fur diese Fonds und flr den
Asyl-, Migrations- und Integrationsfonds, den Fonds fur die innere Sicherheit und das Instrument fir
finanzielle Hilfe im Bereich Grenzverwaltung und Visumpolitik (ABI. L 231 vom 30.6.2021, S. 159,
ELI: http://data.europa.eu/eli/req/2021/1060/0j).
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11)

(12)

(13)

(14)

(15)

Die im Rahmen der speziellen Prioritdten programmierten Gesamtmittel sollten auf
hochstens 10 % der urspriinglichen nationalen Gesamtzuweisung des Mitgliedstaats
aus dem EFRE, den ESF+ und den Kohésionsfonds begrenzt werden. Sie kdnnen im
Rahmen einer oder mehrerer Programmanderungen programmiert werden und mit
einer oder mehreren Katastrophen in Zusammenhang stehen. Der Grundsatz, dass die
Zahlungen der Kommission gemé&l den Mittelzuweisungen und vorbehaltlich
verfuigbarer Finanzmittel zu erfolgen haben, sollte weiterhin gelten.

Um Investitionen in den Wiederaufbau als Reaktion auf Naturkatastrophen sofort zu
unterstiitzen und die negativen soziodkonomischen Folgen solcher Naturkatastrophen
abzufedern, sollte ein zuséatzlicher Betrag an auRerordentlicher VVorfinanzierung fiir die
speziellen Prioritaten bereitgestellt werden. Die fiir diese aullerordentlichen
Vorfinanzierungsbetrdge geltenden Vorschriften sollten mit den Vorschriften fir
Vorfinanzierungen gemaR der Verordnung (EU) 2021/1060 in Einklang stehen.

Damit die Mitgliedstaaten die Folgen von seit dem 1.Januar 2024 auftretenden
Naturkatastrophen génzlich bewaltigen kénnen, sollte es ihren Verwaltungsbehorden
gestattet sein, UnterstitzungsmalRnahmen auszuwahlen, die konkret abgeschlossen
oder vollstandig durchgefuhrt wurden, bevor der Antrag auf Finanzmittel im Rahmen
des Programms bei der Verwaltungsbehtrde eingereicht wurde, sofern das Vorhaben
aufgrund einer solchen Naturkatastrophe erfolgt.

Die Verordnungen (EU) 2021/1058 und (EU) 2021/1057 sollten daher entsprechend
geédndert werden.

Wegen der verheerenden Folgen der derzeitigen Naturkatastrophen und der
dringenden Notwendigkeit, unmittelbare Unterstitzung fir die Mitgliedstaaten
bereitzustellen, wird es als notwendig erachtet, die Ausnahme von der
Achtwochenfrist in Anspruch zu nehmen, die nach Artikel 4 des dem Vertrag tber die
Européische Union, dem Vertrag ber die Arbeitsweise der Europdischen Union und
dem Vertrag zur Grindung der Européischen Atomgemeinschaft beigefiigten
Protokolls Nr. 1 tber die Rolle der nationalen Parlamente in der Europ&ischen Union
vorgesehen ist.

Angesichts der Dringlichkeit der Lage im Zusammenhang mit den Naturkatastrophen
sollte die vorliegende Verordnung am Tag ihrer Veroffentlichung im Amtsblatt der
Europaischen Union in Kraft treten —

HABEN FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Verordnung (EU) 2021/1058 wird wie folgt gedndert:

1.

Artikel 3 wird wie folgt geandert:
a) In Absatz 1 Buchstabe b wird folgende Ziffer x angeflgt:

,»X) Unterstiitzung von Investitionen, die dem Wiederaufbau als Reaktion auf eine
Naturkatastrophe, die sich ab dem 1. Januar 2024 ereignet hat, dienen.*

b)  Folgender Absatz wird eingefugt:

,(1b) Fir die Zwecke von Absatz 1 Buchstabe b Ziffer x dieses Artikels ist unter
einer Naturkatastrophe eine Naturkatastrophe groReren AusmaRes oder eine
regionale Naturkatastrophe gemaR den Definitionen in Artikel 2 Absétze 2 und 3 der
Verordnung (EG) Nr.2012/2002 des Rates* zu verstehen. Dies kann eine
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Naturkatastrophe einschliel3en, die zu direkten Schaden unterhalb der in Artikel 2
Absétze 2 und 3 der genannten Verordnung festgelegten Schwellenwerte fiihrt,
sofern sie von einer zustandigen Behorde des Mitgliedstaats als Naturkatastrophe
anerkannt wurde.

Die Mittel, die im Rahmen des in Absatz 1 Buchstabe b Ziffer x des vorliegenden
Artikels genannten spezifischen Ziels zugewiesen werden, werden im Rahmen
spezieller Prioritaten der Programme des Ziels ,Investitionen in Beschiftigung und
Wachstum® entsprechend dem jeweiligen politischen Ziel programmiert. Die Mittel,
die im Rahmen dieses spezifischen Ziels und der gemall Artikel 12b Absatz 2 der
Verordnung (EU) 2021/1057 festgelegten speziellen Prioritdten zugewiesen wurden,
werden fiir den gesamten Programmplanungszeitraum auf hochstens 10 % der
urspriinglichen nationalen Gesamtzuweisung aus dem EFRE, dem ESF+ und dem
Kohésionsfonds begrenzt. Die entsprechende Programmanderung ist innerhalb von
vier Monaten nach dem ersten Auftreten von Schéden infolge der Naturkatastrophe
oder, wenn die Naturkatastrophe vor dem [Datum des Inkrafttretens dieser
Verordnung] eingetreten ist, innerhalb von vier Monaten nach Inkrafttreten dieser
Verordnung XXX/XXX [zur Anderung der EFRE/KF-Verordnung] vorzulegen.

Die Kommission zahlt 30% der Zuweisung fir die in Unterabsatz 2 des
vorliegenden Absatzes genannte Prioritat gemaR dem Beschluss zur Genehmigung
der Programmanderung als auBerordentliche Vorfinanzierung zusatzlich zur
jahrlichen Vorfinanzierung fur das Programm gemald Artikel 90 Absatze 1 und 2 der
Verordnung (EU) 2021/1060. Diese aullerordentliche Vorfinanzierung wird,
vorbehaltlich der Verfiigbarkeit der Mittel, innerhalb von 60 Tagen nach Annahme
des Beschlusses der Kommission zur Genehmigung der Programménderung gezahlt.
Wird die Mittelzuweisung flr diese Prioritdt anschliefend erhoht, wird ein
zusétzlicher Vorfinanzierungsbetrag in Hohe von 30 % der Erhdhung gezahlt.

GemaR Artikel 90 Absatz 5 Unterabsatz 1 der Verordnung (EU) 2021/1060 wird der
als aulerordentliche Vorfinanzierung gezahlte Betrag spatestens mit dem
abschlieenden Geschéftsjahr in der Rechnungslegung der Kommission verbucht.

GemaR Artikel 90 Absatz 6 der Verordnung (EU) 2021/1060 werden jegliche durch
die auBerordentliche Vorfinanzierung erwirtschaftete Zinsen fir das betreffende
Programm auf dieselbe Art verwendet wie die Mittel aus dem EFRE und flie3en in
die Rechnungslegung fir das abschlieRende Geschéftsjahr ein.

Gemall Artikel 97 Absatz1 der Verordnung (EU) 2021/1060 wird die
aullerordentliche Vorfinanzierung nicht ausgesetzt.

GemaR Artikel 105 Absatz1 der Verordnung (EU) 2021/1060 schliefit die
Vorfinanzierung, die bei der Berechnung von Betrdgen, fiir die die Mittelbindung
aufzuheben ist, zu Dberlcksichtigen ist, die geleistete aullerordentliche
Vorfinanzierung ein.

Abweichend von Artikel 112 Absatz 3 der Verordnung (EU) 2021/1060 wird der
Hochstsatz der Kofinanzierung fur eine spezielle Prioritét, die zur Unterstiitzung des
spezifischen Ziels nach Absatz 1 Buchstabe b Ziffer x festgelegt wurde, auf 100 %
festgelegt.

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass Unterstlitzung, die aus einem anderen
Instrument der Mitgliedstaaten oder der Union oder aus einer privaten Versicherung
fir Vorhaben gewahrt wird, die im Rahmen des spezifischen Ziels nach Absatz 1
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Buchstabe b Ziffer x dieses Artikels ausgewahlt wurden, von den Ausgaben in dem
bei der Kommission eingereichten Zahlungsantrag abgezogen wird.

Abweichend von Artikel 63 Absatz 6 Satz 1 der Verordnung (EU) 2021/1060 kann
die Verwaltungsbehorde Vorhaben, die konkret abgeschlossen oder vollstandig
durchgefuhrt wurden, bevor bei der Verwaltungsbehorde ein Finanzierungsantrag
eingereicht wurde, fir eine Unterstitzung im Rahmen der speziellen Prioritat
auswahlen, sofern mit dem Vorhaben auf eine Naturkatastrophe reagiert wird, die
sich ab dem 1. Januar 2024 ereignet hat.

* Verordnung (EG) Nr.2012/2002 des Rates vom 11. November 2002 zur
Errichtung des Solidaritatsfonds der Européischen Union (ABI. L 311 vom
14.11.2002, S. 3, ELLI: http://data.europa.eu/eli/reg/2002/2012/0j).*

c)  Absatz 3 erhalt folgende Fassung:

,»(3) Aus dem Kohasionsfonds werden die PZ 2 und 3 unterstutzt, mit Ausnahme des
spezifischen Ziels gemal Absatz 1 Buchstabe b Ziffer x.«

In Anhang | Tabelle 1 wird unter dem politischen Ziel 2 die folgende Zeile angefigt:

2

In die Verordnung (EU) 2021/1057 wird der folgende neue Artikel 12b eingeflgt:

X) Alle RCO, Alle RCR,
Unterstutzung die fur die fur

von spezifische spezifische
Investitionen, Ziele im Ziele im
die dem Rahmen Rahmen
Wiederaufbau vonPZ 1 von PZ 1
als Reaktion bis 4 bis 4

auf eine ab aufgefihrt aufgefihrt
dem 1. Januar sind sind

2024
eingetretene
Natur-
katastrophe
dienen

Artikel 2

,, Artikel 12b

(13

Unterstitzung der Abfederung der negativen sozio6konomischen Folgen von

Naturkatastrophen

(1) Die Mitgliedstaaten konnen den ESF+ nutzen, um die Abfederung der
negativen soziotkonomischen Folgen von ab dem 1. Januar 2024 eingetretenen
Naturkatastrophen zu unterstltzen. Flr die Zwecke dieses Artikels ist unter
einer Naturkatastrophe eine Naturkatastrophe grofieren Ausmalles oder eine
regionale Naturkatastrophe gemaR den Definitionen in Artikel 2 Absétze 2 und
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3 der Verordnung (EG) Nr. 2012/2002 des Rates* zu verstehen. Dies kann eine
Naturkatastrophe einschlielen, die zu direkten Sché&den unterhalb der in
Artikel 2 Absdtze2 und 3 der genannten Verordnung festgelegten
Schwellenwerte fihrt, sofern sie von einer zustandigen Behorde des
Mitgliedstaats als Naturkatastrophe anerkannt wurde.

* Verordnung (EG) Nr.2012/2002 des Rates vom 11. November 2002 zur
Errichtung des Solidaritatsfonds der Europdischen Union (ABI. L 311 vom
14.11.2002, S. 3, ELI: http://data.europa.eu/eli/reg/2002/2012/0j).

)

(3)
(4)

()

(6)

(")

Fir die Zwecke des Absatzes 1 konnen die Mittel im Rahmen spezieller
Priorititen der betreffenden Programme programmiert werden. Der
Gesamtbetrag der solchen speziellen Prioritdten aus dem ESF+ und dem EFRE
nach Artikel 3 Absatz 1b der Verordnung (EU) 2021/1058 zugewiesenen
Mittel wird flr den gesamten Programmplanungszeitraum auf hochstens 10 %
der urspringlichen nationalen Gesamtzuweisung aus dem EFRE, dem ESF+
und dem Kohéasionsfonds begrenzt. Die entsprechende Programmanderung ist
innerhalb von vier Monaten nach dem Eintritt der Naturkatastrophe oder, wenn
die Naturkatastrophe vor dem [Datum des Inkrafttretens dieser Verordnung]
eingetreten ist, innerhalo von vier Monaten nach Inkrafttreten dieser
Verordnung XXX/XXX [zur Anderung der ESF+-Verordnung] vorzulegen.

Mit der in Absatz 2 genannten speziellen Prioritat kann jedes in Artikel 4
Absatz 1 dieser Verordnung aufgefuhrte spezifische Ziel unterstiitzt werden.

Sofern unbedingt erforderlich und als befristete MaBnahmen kdnnen
Kurzarbeitsregelungen, die eine Reaktion auf die Folgen von
Naturkatastrophen darstellen, ohne dass sie mit aktiven Malinahmen
kombiniert werden missen, sowie der Zugang zur Gesundheitsversorgung,
auch flr Personen, die nicht akut sozioékonomisch benachteiligt sind, fur einen
Zeitraum von hochstens 18 Monaten ab dem Zeitpunkt, zu dem die
Naturkatastrophe eingetreten ist, forderfahig sein.

Abweichend von Artikel 19 Absatz4 sind die Mitgliedstaaten nicht
verpflichtet, die Abgabe von Nahrungsmitteln oder materieller
Basisunterstitzung durch flankierende MaRnahmen im Rahmen des
spezifischen Ziels geméall Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe m dieser Verordnung
zu erganzen, wenn die Abgabe eine Reaktion auf die Folgen von
Naturkatastrophen darstellt. Im Falle einer Naturkatastrophe kann eine solche
Abgabe von Nahrungsmitteln und materieller Basisunterstitzung ohne
flankierende Malinahmen fur einen Zeitraum von hochstens sechs Monaten ab
dem Zeitpunkt des Eintretens der Naturkatastrophe und in jedem Fall nach dem
1. Januar 2024 fir eine Finanzierung in Betracht kommen.

Abweichend von Artikel 63 Absatz 6 Satz 1 der Verordnung (EU) 2021/1060
kann die Verwaltungsbehtrde Vorhaben, die konkret abgeschlossen oder
vollstandig durchgefiihrt wurden, bevor bei der Verwaltungsbehdrde ein
Finanzierungsantrag eingereicht wurde, fur eine Unterstiitzung im Rahmen der
speziellen Prioritat auswahlen, sofern das Vorhaben eine Reaktion auf eine
Naturkatastrophe darstellt, die sich ab dem 1. Januar 2024 ereignet hat.

Die Kommission zahlt 30 % der Zuweisung fur die in Absatz 2 genannte
spezielle Prioritdt gem&R dem Beschluss zur Genehmigung der
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Programmanderung als aufllerordentliche Vorfinanzierung zusétzlich zur
jahrlichen Vorfinanzierung fur das Programm gemaR Artikel 90 Abséatze 1
und2 der Verordnung (EU) 2021/1060. Diese  auBerordentliche
Vorfinanzierung wird, vorbehaltlich der Verfligbarkeit der Mittel, innerhalb
von 60 Tagen nach Annahme des Beschlusses der Kommission zur
Genehmigung der Programmaénderung gezahlt. Wird die Mittelzuweisung fiir
diese  Prioritst  anschlieend  erhoht,  wird  ein  zusatzlicher
Vorfinanzierungsbetrag in Hohe von 30 % der Erh6hung gezanhit.

GemaR Artikel 90 Absatz5 Unterabsatz 1 der Verordnung (EU) 2021/1060
wird der als auBerordentliche Vorfinanzierung gezahlte Betrag spatestens mit
dem abschlieBenden Geschéftsjahr in der Rechnungslegung der Kommission
verbucht.

GemaR Artikel 90 Absatz 6 der Verordnung (EU) 2021/1060 werden jegliche
durch die auBerordentliche Vorfinanzierung erwirtschafteten Zinsen fir das
betreffende Programm auf dieselbe Art verwendet wie die Mittel aus dem
ESF+ und flielen in die Rechnungslegung fiir das abschlielende Geschaftsjahr
ein.

Gemal? Artikel 97 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2021/1060 wird die
aufRerordentliche Vorfinanzierung nicht ausgesetzt.

GemaR Artikel 105 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2021/1060 schlief3t die
Vorfinanzierung, die bei der Berechnung von Betragen, fir die die
Mittelbindung aufzuheben ist, zu berticksichtigen ist, die geleistete
auf3erordentliche Vorfinanzierung ein.

(8) Abweichend von Artikel 112 Absatz 3 der Verordnung (EU) 2021/1060 wird
der Hochstsatz der Kofinanzierung fir eine spezielle Prioritdt, die zur
Unterstutzung der Abfederung der negativen soziokonomischen Folgen von
Naturkatastrophen nach Absatz 2 festgelegt wurde, auf 100 % festgelegt.

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass Unterstutzung, die aus einem anderen
Instrument der Mitgliedstaaten oder der Union oder aus einer privaten
Versicherung fir Vorhaben gewéhrt wird, die zur Reaktion auf
Naturkatastrophen ausgewahlt wurden, von den Ausgaben in dem bei der
Kommission eingereichten Zahlungsantrag abgezogen wird.*

Artikel 3

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Verdffentlichung im Amtsblatt der Europaischen
Union in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Geschehen zu Brissel am

Im Namen des Europaischen Parlaments  Im Namen des Rates
Die Préasidentin Der Prasident/Die Préasidentin
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FINANZ- UND DIGITALBOGEN ZU RECHTSAKTEN

1 RAHMEN DES VORSCHLAGS/DER INITIATIVE
1.1 Bezeichnung des VVorschlags/der Initiative

Vorschlag fur eine Verordnung des Européischen Parlaments und des Rates tiber

RESTORE - Regionale Soforthilfe fur den Wiederaufbau — zur Anderung der
Verordnung (EU) 2021/1058 und der Verordnung (EU) 2021/1057

1.2 Politikbereich(e)

Europaischer Griner Deal

1.3 Ziel(e)
1.3.1  Allgemeine(s) Ziel(e)

Der Vorschlag zielt auf Folgendes ab:

i)  zusatzliche wirksame Unterstitzung und hohere Flexibilitdt fir die
Unterstlitzung von WiederaufbaumalRnahmen durch den Européischen Fonds
flr regionale Entwicklung (EFRE) fir stark von Naturkatastrophen betroffene
Mitgliedstaaten, Regionen und lokale Behorden

i) Flexibilitdt fur die Mitgliedstaaten bei der Durchfilhrung des Européischen
Sozialfonds Plus (ESF+), damit sie von Naturkatastrophen direkt Betroffenen
sofort Nahrungsmittel und materielle Basisunterstiitzung bereitstellen kénnen,
sowie Kurzarbeitsregelungen fiir Beschéftigte und Selbststandige

1.3.2  Einzelziel(e)

Einzelziel Nr.

Die Einzelziele des Vorschlags bestehen darin, die Mitgliedstaaten in die Lage zu
versetzen,

i)  die EFRE-Betriage ihrer Programme im Rahmen des Ziels ,Investitionen in
Beschiftigung und Wachstum® umzuwidmen, um Reparatur- und
Wiederaufbaumalinahmen nach Naturkatastrophen, die ab dem 1. Januar 2024
eingetreten  sind und  schwerwiegende  Auswirkungen auf die
Lebensbedingungen, die natiirliche Umwelt oder die Wirtschaft haben, zu
unterstutzen;

i) einen Kofinanzierungssatz von bis zu 100% und eine zusatzliche
Vorfinanzierung in Hohe von 30 % fir die Prioritdten zu nutzen, die der
Unterstitzung des Wiederaufbaus durch EFRE-geforderte Programme im
Rahmen des Ziels ,,Investitionen in Beschéftigung und Wachstum* dienen;

iii) die Finanzierung von Kurzarbeitsregelungen im Rahmen des ESF+ fiir von
Naturkatastrophen betroffene Beschaftigte und Selbststdndige fur einen
begrenzten Zeitraum zu ermdoglichen, ohne dass aktive Malinahmen
durchgeftuihrt werden missen;

iv) die Verteilung von Nahrungsmitteln und materieller Basisunterstiitzung ohne
flankierende Malinahmen im Rahmen des ESF+ als Reaktion auf die
unmittelbaren Folgen von Naturkatastrophen zu ermdglichen;
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133

134

1.4

1.5
151

v) einen Kofinanzierungssatz von bis zu 100% und eine zuséatzliche
Vorfinanzierung in Hohe von 30 % flr eine neue eigene Prioritat zu nutzen, die
fir den ESF+ im Rahmen des Ziels ,Investitionen in Beschéftigung und
Wachstum* eingefiihrt wird.

Erwartete Ergebnisse und Auswirkungen

Bitte geben Sie an, wie sich der Vorschlag/die Initiative auf die Begunstigten/Zielgruppen auswirken
sollte.

Die erwarteten  Auswirkungen dieses Vorschlags bestehen in  der
Neuprogrammierung seitens der von Naturkatastrophen betroffenen Mitgliedstaaten
und Regionen von Betrdgen ihrer EFRE- und ESF+-Programme in HoOhe von
10 Mrd. EUR durch eine hoéhere Flexibilitat und finanzielle Anreize im Rahmen des
EFRE und des ESF+, Wiederaufbau- und Reparaturmanahmen rasch zu
unterstiitzen, Nahrungsmittel und materielle Basisunterstiitzung bereitzustellen sowie
Kurzarbeitsregelungen zu fordern und gleichzeitig die Belastung der nationalen

Haushalte zu verringern.

Leistungsindikatoren

Bitte geben Sie an, anhand welcher Indikatoren die Fortschritte und Ergebnisse verfolgt werden
sollen.

Der Vorschlag ermdglicht es den Mitgliedstaaten, beliebige gemeinsame Output- und
Ergebnisindikatoren fur den EFRE auszuwahlen, die fiir spezifische Ziele im
Rahmen der politischen Ziele 1 bis 4 zur Verfolgung der Fortschritte und Ergebnisse
der WiederaufbaumalRnahmen aufgefuhrt sind (Anhang I, Tabelle 1). Die Liste der
gemeinsamen Indikatoren fur die ESF+-Unterstiitzung wird mit dem Vorschlag nicht

geéndert.

Der Vorschlag/Die Initiative betrifft
eine neue MalRnahme

O eine neue MalRnahme im Anschluss an ein Pilotprojekt/eine vorbereitende
MaRnahme®

O die Verlangerung einer bestehenden MaRnahme

O die Zusammenfihrung mehrerer Malinahmen oder die Neuausrichtung mindestens
einer MalRnahme

Begrundung des VVorschlags/der Initiative

Kurz- oder langfristig zu deckender Bedarf, einschlielich einer detaillierten
Zeitleiste fur die Durchfihrung der Initiative

Die Verordnung soll sofort nach ihrer Annahme, also am Tag nach ihrer
Veroffentlichung im Amtsblatt der Europaischen Union, vollumfanglich in Kraft
treten.

Vorbehaltlich der Annahme dieses Vorschlags durch die beiden gesetzgebenden
Organe ist die Kommission bereit, die ziigige Genehmigung von Antrédgen auf
Programmanderungen zu erleichtern, die von den Mitgliedstaaten gemal Artikel 24

der Verordnung (EU) 2021/1060 eingereicht werden.

8

Im Sinne des Artikels 58 Absatz 2 Buchstabe a oder b der Haushaltsordnung.
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1.5.2

153

154

155

Mehrwert aufgrund des Tatigwerdens der EU (kann sich aus unterschiedlichen
Faktoren ergeben, z. B. Vorteile durch Koordinierung, Rechtssicherheit, grofierer
Wirksamkeit oder Komplementaritét). Fir die Zwecke dieses Abschnitts bezeichnet
der Ausdruck ,, Mehrwert aufgrund des Tdtigwerdens der EU* den Wert, der sich aus
dem Tatigwerden der EU ergibt und den Wert erganzt, der andernfalls allein von den
Mitgliedstaaten geschaffen worden ware.

Dank des Vorschlags kénnen die Programme weiter durchgefuhrt werden, sodass
Geld in die Wirtschaft fliel3t und zugleich ein Beitrag zur Entlastung der 6ffentlichen
Ausgaben in von Naturkatastrophen betroffenen Mitgliedstaaten geleistet wird. Das
gleiche Ergebnis kann nicht durch MalRnahmen auf nationaler Ebene erzielt werden.

Die jlngsten Naturkatastrophen erfordern es, die Fahigkeit der Union auszubauen,
die Mitgliedstaaten rasch und wirksam durch die Erganzung ihrer
Wiederaufbaubemiihungen zu unterstutzen und die sozialen und wirtschaftlichen
Folgen fur die unmittelbar betroffenen Menschen abzufedern. Die derzeitigen
Bestimmungen der Verordnung (EU) 2021/1060 mussen ergénzt werden, um
zusétzlich zu den im Rahmen des Solidaritdtsfonds der Europaischen Union
verfugbaren Mitteln die Flexibilitat bei der Programmplanung der EFRE-Mittel und
der  Hoéhe der  finanziellen  Unterstitzung  fur  Reparatur-  und
Wiederaufbaumallnahmen nach Naturkatastrophen zu erhéhen und es den
Mitgliedstaaten  zu  ermdglichen, ESF+-Mittel zur  Finanzierung  von
Kurzarbeitsregelungen zu mobilisieren, ohne dass aktive MaRnahmen fir von
Naturkatastrophen betroffene Beschaftigte und Selbststandige oder flankierende
Malnahmen fur die Verteilung von Nahrungsmitteln und materieller
Basisunterstiitzung erforderlich sind.

Aus friheren &hnlichen MaRnahmen gewonnene Erkenntnisse

Die EU hat in den vergangenen Jahren Anderungen an Rechtsvorschriften
angenommen, um den Einsatz von EU-Mitteln zu beschleunigen; CARE und FAST-
CARE sind Beispiele fir gezielte Anderungen bei kohasionspolitischen Mitteln, um
aufkommenden Krisen zu begegnen.

Diese Erfahrungen sowie die STEP-Verordnung wurden bei der Ausarbeitung dieses
Vorschlags beriicksichtigt.

Vereinbarkeit mit dem Mehrjahrigen Finanzrahmen sowie mogliche Synergieeffekte
mit anderen geeigneten Instrumenten

Mit dieser Verordnung werden die VVoraussetzungen geschaffen, um die vorhandenen
EFRE- und ESF+-Mittel wirksamer und flexibler nach Naturkatastrophen zu nutzen,
wie sie in der Verordnung (EG) Nr.2012/2002 des Rates zur Errichtung des
Solidaritatsfonds der Europdischen Union definiert sind oder in hinreichend
begriindeten Féllen von einer zustdndigen Behorde eines Mitgliedstaats als solche
anerkannt werden. So werden die im Rahmen des Solidaritatsfonds der Europdischen
Union verfligbaren Mittel erganzt.

Dieser Vorschlag ist voll und ganz mit dem bestehenden Mehrjahrigen
Finanzrahmen und den derzeitigen Instrumenten vereinbar und macht fir die
Erreichung der Ziele keine zusétzlichen Mittel fur Verpflichtungen erforderlich.

Bewertung der verschiedenen verfligbaren Finanzierungsoptionen, einschlielRlich der
Maoglichkeiten fur eine Umschichtung
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1.6

1.7

Laufzeit der vorgeschlagenen MalRnahme/der Initiative und Dauer der
finanziellen Auswirkungen

Befristete Laufzeit

- Finanzielle Auswirkungen von 2025 bis 2027 auf die Mittel fir Zahlungen

O Unbefristete Laufzeit

— Anlaufphase von JJJJ bis JJJJ

— AnschlieRend regulédre Umsetzung

Vorgeschlagene Haushaltsvollzugsart(en)?®

[1 Direkte Mittelverwaltung durch die Kommission

— [ Uber ihre Dienststellen, einschlielich ihres Personals in den EU-Delegationen
— [ Gber Exekutivagenturen

Geteilte Mittelverwaltung mit Mitgliedstaaten

0 Indirekte Mittelverwaltung durch Ubertragung von Haushaltsvollzugsaufgaben
an:

1 Drittlander oder die von ihnen benannten Einrichtungen

[ internationale Einrichtungen und deren Agenturen (bitte angeben)

— [ die Europaische Investitionsbank und den Europaischen Investitionsfonds
— [ Einrichtungen im Sinne der Artikel 70 und 71 der Haushaltsordnung

— [ offentlich-rechtliche Korperschaften

— [ privatrechtliche Einrichtungen, die im 6ffentlichen Auftrag tatig werden, sofern
ihnen ausreichende finanzielle Garantien bereitgestellt werden

— [ privatrechtliche Einrichtungen eines Mitgliedstaats, die mit der Einrichtung
einer offentlich-privaten Partnerschaft betraut werden und denen ausreichende
finanzielle Garantien bereitgestellt werden

— O Einrichtungen oder Personen, die mit der Durchfiihrung bestimmter
Malinahmen im Bereich der Gemeinsamen Auflen- und Sicherheitspolitik im
Rahmen des Titels V des Vertrags uber die Europdische Union betraut und die in
dem mal3geblichen Basisrechtsakt benannt sind

— [-in einem Mitgliedstaat ans&ssige Einrichtungen, die dem Privatrecht eines
Mitgliedstaats oder dem Unionsrecht unterliegen und im Einklang mit
sektorspezifischen Vorschriften fur die Betrauung mit der Ausfiihrung von
Unionsmitteln oder mit der Erteilung von Haushaltsgarantien in Betracht
kommen, insofern diese Einrichtungen von privatrechtlichen, im o6ffentlichen
Auftrag tatig werdenden Einrichtungen kontrolliert und von den Kontrollstellen
mit angemessenen finanziellen Garantien mit gesamtschuldnerischer Haftung oder

Erlauterungen zu den Haushaltsvollzugsarten und Verweise auf die Haushaltsordnung finden sich auf
der Website BUDGpedia (in englischer Sprache):
https://myintracomm.ec.europa.eu/corp/budget/financial-rules/budget-
implementation/Pages/implementation-methods.aspx.
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2.2
2.2.1

2.2.2

2.2.3

2.3

gleichwertigen finanziellen Garantien ausgestattet werden, die bei jeder
MaRnahme auf den Hochstbetrag der Unionsunterstlitzung begrenzt sein kdnnen.

VERWALTUNGSMABNAHMEN
Uberwachung und Berichterstattung
Es gelten die Bestimmungen der Verordnung (EU) 2021/1060.

Verwaltungs- und Kontrollsystem(e)

Begrindung der Haushaltsvollzugsart(en), des Durchfiihrungsmechanismus/der
Durchfiihrungsmechanismen fur die Finanzierung, der Zahlungsmodalitaten und der
Kontrollstrategie, wie vorgeschlagen

Es gelten die Bestimmungen der Verordnung (EU) 2021/1060. |

Angaben zu den ermittelten Risiken und dem/den zu deren Einddmmung
eingerichteten System(en) der internen Kontrolle

Es gelten die Bestimmungen der Verordnung (EU) 2021/1060. |

Schéatzung und Begrindung der Kosteneffizienz der Kontrollen (Verhéltnis zwischen
den Kontrollkosten und dem Wert der betreffenden verwalteten Mittel) sowie
Bewertung des erwarteten Ausmalles des Fehlerrisikos (bei Zahlung und beim
Abschluss)

\ Es gelten die Bestimmungen der Verordnung (EU) 2021/1060. |

Pravention von Betrug und Unregelmafiigkeiten
| Entfallt. |
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GESCHATZTE

FINANZIELLE

VORSCHLAGS/DER INITIATIVE

AUSWIRKUNGEN

DES

3.1 Betroffene Rubrik(en) des Mehrjahrigen Finanzrahmens und Ausgabenlinie(n)
im Haushaltsplan
e Bestehende Haushaltslinien
In_der Reihenfolge der Rubriken des Mehrjahrigen Finanzrahmens und der
Haushaltslinien.
.. Art der o
Haushaltslinie Ausgaben Beitrage
Rubrik des von
'gggh:n Kandidaten von
ri 5
JFina%z- Nummer GM/NGM von landernund | andere zweck-
10 EFTA- poten- Dritt- gebundene
rahmens Landernlt ziellen lindern Einnahmen
Kandidaten
12
0502 01 Européischer Fonds fir regionale
Entwicklung (EFRE) — operative Ausgaben
2a 070201 ESF+-Komponente mit geteilter GM NEIN NEIN NEIN NEIN
Mittelverwaltung — operative Ausgaben

e Neu zu schaffende Haushaltslinien - entfallt

10
11
12

DE

GM = Getrennte Mittel/ NGM = Nichtgetrennte Mittel.

EFTA: Europdische Freihandelsassoziation.

Kandidatenlander und gegebenenfalls potenzielle Kandidaten des Westbalkans.
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3.2 Geschatzte finanzielle Auswirkungen des VVorschlags auf die Mittel

3.2.1  Ubersicht uiber die geschatzten Auswirkungen auf die operativen Mittel

— [ Fir den Vorschlag/die Initiative werden keine operativen Mittel benétigt.

— [XIFur den Vorschlag/die Initiative werden die folgenden operativen Mittel

benotigt:

3.2.1.1 Mittel aus dem verabschiedeten Haushaltsplan

in Mio. EUR (3 Dezimalstellen)

Rubrik des Mehrjahrigen
. Nummer | 2a
Finanzrahmens
ﬂ? Jahr | Jahr | Jahr 22%2217
GD REGIO
20 2025 | 2026 | 2027 INSGE
24 SAMT
Operative Mittel
Verpflic
_ _ htungen (1a) 0,000
05 02 01 Europaischer Fonds fiir regionale :
Entwicklung (EFRE) — operative Ausgaben ﬁahlunge 2) 2 070, 3600003, 5073 0,000
000 ,600
o | 5% | o | 0000 | 0,000 | 0,000 | 0000
Mittel INSGESAMT
fur die GD REGIO Zahlunge | =2a+ | 0,0 | 2070, | 3003, . .
n 3 | 00| 000| 600|903 0%

Mit den zusétzlichen Vorfinanzierungszahlungen fur den EFRE im Jahr 2025 (2 070,0 Mio. EUR) und den
Auswirkungen der Kofinanzierung in Hohe von 100 % (3 003,6 Mio. EUR im Jahr 2026) werden Zahlungen aus
dem Jahr 2027 vorzeitig bereitgestellt und wéahrend der Laufzeit des MFR 2021-2027 haushaltsneutral sein. Bei
den Betrégen in der vorstehenden Tabelle handelt es sich um Schétzungen der erwarteten Neuprogrammierung
durch die Mitgliedstaaten in Hohe von 10 Mrd. EUR, wéhrend die endgiltigen im Rahmen des EFRE zu
zahlenden Betrédge von den Beschliissen zur Programmplanung der Mitgliedstaaten abhangen und vollstandig

aus Mitteln des MFR finanziert werden.

Jahr Jahr Jahr Jahr -
GD EMPL INSGESAMT
2024 2025 2026 2027
Operative Mittel
Verpflichtungen (1a) 0,000
070201
Zahlungen (23) 0 930 | 1000 -1930 0,000
o Verpflichtungen (1b) 0,000
Haushaltslinie
Zahlungen (2b) 0,000
Aus der Dotation bestimmter spezifischer Programme finanzierte Verwaltungsmittel*3
Haushaltslinie ®3) 0,000
Mittel INSGESAMT Verpflichtungen | =1a+1b+3 | 0,000 | 0,000 | 0,000 0,000 0,000
fur GD EMPL Zahlungen =2a+2b+3 | 0,000 930 [ 1000 -1 930 0,000

13

bzw. Malinahmen der EU (vormalige BA-Linien), indirekte Forschung, direkte Forschung.

Technische und/oder administrative Hilfe und Ausgaben zur Unterstiitzung der Durchfiihrung von Programmen
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Mit den zusatzlichen Vorfinanzierungszahlungen fur den ESF+ im Jahr 2025 (930 Mio. EUR) und den
Auswirkungen der Kofinanzierung in Héhe von 100 % (1 000 Mio. EUR im Jahr 2026) werden Zahlungen aus
dem Jahr 2027 vorzeitig bereitgestellt und wahrend der Laufzeit des MFR 2021-2027 haushaltsneutral sein. Bei
den Betrégen in der vorstehenden Tabelle handelt es sich um Schatzungen der erwarteten Neuprogrammierung
durch die Mitgliedstaaten in einer Gesamthohe von 10 Mrd. EUR, wéhrend die endgultigen im Rahmen des
ESF+ zu zahlenden Betrdge von den Beschliissen zur Programmplanung der Mitgliedstaaten abhangen und
vollstandig aus Mitteln des MFR finanziert werden.

Jahr Jahr Jahr Jahr 2021-2027
2024 2025 2026 2027 INSGESAMT
Operative Mittel Verpflichtungen | 4 | 0,000 0,000 0,000 0,000 0,000
INSGESAMT Zahlungen ® | 0,000 | 3000,000 | 4 003,600 | -7 003,600 0,000
Aus der Dotation bestimmter
spezifischer ~ Programme  finanzierte | ¢) | 0,000 0,000 0,000 0,000 0,000
Verwaltungsmittel INSGESAMT
Mittel INSGESAMT . s
Unter der Rubrik 23 Verpflichtungen | =4+6 | 0,000 0,000 0,000 0,000 0,000
dg? Mehrjahrigen | ;.\ ngen -5+ | 0,000 | 3000,000 | 4 003,600 | -7 003,600 0,000
inanzrahmens
Jahr Jahr Jahr Jahr 2021-2027
2024 2025 2026 2027 INSGESAMT
e Operative  Mittel | Verpflichtungen | @ | 0,000 0,000 0,000 0,000 0,000
INSGESAMT (alle
operativen Rubriken) Zahlungen () | 0,000 | 3000,000 | 4 003,600 | -7 003,600 0,000
e Aus der Dotation bestimmter
spezifischer ~ Programme  finanzierte
Verwaltungsmittel INSGESAMT (alle R el e Y DLy ey
operativen Rubriken)
Mittel INSGESAMT
unter den Verpflichtungen | =4+6 | 0,000 0,000 0,000 0,000 0,000
RUBRIKEN 1 bis 6
des Mehrjahrigen
Finanzrahmens Zahlungen =5+6 | 0,000 | 3 000,000 | 4 003,600 | -7 003,600 0,000
(Referenzbetrag)
in Mio. EUR (3 Dezimalstellen)
Jahr Jahr Jahr Jahr 2021-2027
2024 2025 2026 2027 INSGESAMT
Mittel INSGESAMT unter .
den RUBRIKEN 1 bis 7 Verpflichtungen | 0,000 0,000 0,000 0,000 0,000
des Mehrjahrigen Zahlungen 0,000 | 3 000,000 | 4 003,600 | -7 003,600 0,000

Finanzrahmens

3.2.3

Ubersicht tiber die geschatzten Auswirkungen auf die Verwaltungsmittel

— Fur den Vorschlag/die Initiative werden keine Verwaltungsmittel bendtigt.
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— [ Fir den Vorschlag/die Initiative werden die folgenden Verwaltungsmittel

bendtigt:
3.2.3.1 Mittel aus dem verabschiedeten Haushaltsplan
Jahr Jahr Jahr Jahr -
BEWILLIGTE MITTEL ZSOél 2027
2024 2025 2026 2027 | INSGESAMT
RUBRIK 7
Personalausgaben 0,000 0,000 0,000 0,000 0,000
Sonstige Verwaltungsausgaben 0,000 0,000 0,000 0,000 0,000
Zwischensumme RUBRIK 7 0,000 0,000 0,000 0,000 0,000
Auferhalb der RUBRIK 7
Personalausgaben 0,000 0,000 0,000 0,000 0,000
Sonstige Verwaltungsausgaben 0,000 0,000 0,000 0,000 0,000
Zwischensumme auRerhalb der RUBRIK 7 0,000 0,000 0,000 0,000 0,000
INSGESAMT | 0,000 | 0,000 | 0,000 | 0,000 | 0,000

3.24  Geschatzter Personalbedarf

— Fur den Vorschlag/die Initiative wird kein Personal benétigt.

— [ Fir den Vorschlag/die Initiative wird das folgende Personal benétigt:
3.2.4.1 Finanziert aus dem verabschiedeten Haushalt

Schatzung in Vollzeitaquivalenten (VZA)*

Jahr Jahr Jahr Jahr
BEWILLIGTE MITTEL
2024 2025 2026 2027
* Planstellen (Beamte und Bedienstete auf Zeit)
2001 02 01 (Zentrale Dienststellen und Vertretungen der Kommission) 0 0 0 0
20 01 02 03 (EU-Delegationen) 0 0 0 0
01 01 01 01 (Indirekte Forschung) 0 0 0 0
0101 01 11 (Direkte Forschung) 0 0 0 0
Sonstige Haushaltslinien (bitte angeben) 0 0 0 0
« Externes Personal (in VZA)
2002 01 (VB und ANS der Globaldotation) 0 0 0 0
20 02 03 (VB, OB, ANS und JPD in den EU-Delegationen) 0 0 0 0
Haushaltslinie - in den zentralen Dienststellen 0 0 0 0
administr.
[;thf$$u$%] - in den EU-Delegationen 0 0 0 0
0101 01 02 (VB und ANS — indirekte Forschung) 0 0 0 0
01 01 01 12 (VB und ANS — direkte Forschung) 0 0 0 0
Sonstige Haushaltslinien (bitte angeben) — Rubrik 7 0 0 0 0
Sonstige Haushaltslinien (bitte angeben) — auRerhalb der Rubrik 7 0 0 0 0
INSGESAMT 0 0 0 0
4 Bitte unter der Tabelle angeben, wie viele der aufgefithrten VZA bereits der Verwaltung der MaRnahme

zugeordnet sind und/oder durch Personalumschichtung innerhalb der GD dieser Aufgabe zugeteilt
werden kénnen. Den Nettobedarf beziffern.
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3.2.6  Vereinbarkeit mit dem derzeitigen Mehrjéhrigen Finanzrahmen
Der Vorschlag/Die Initiative

— [XIkann durch Umschichtungen innerhalb der entsprechenden Rubrik des
Mehrjdhrigen Finanzrahmens (MFR) in voller Hohe finanziert werden.

— [ erfordert die Inanspruchnahme des verbleibenden Spielraums unter der
einschlagigen Rubrik des MFR und/oder den Einsatz der besonderen Instrumente
im Sinne der MFR-Verordnung.

— O erfordert eine Anderung des MFR.
3.2.7  Beitrage Dritter
Der Vorschlag/Die Initiative
- sieht keine Kofinanzierung durch Dritte vor.

— [ sieht folgende Kofinanzierung durch Dritte vor:
Mittel in Mio. EUR (3 Dezimalstellen)

Jahr Jahr Jahr Jahr

2024 2025 2026 2027 Insgesamt

Kofinanzierende Einrichtung

Kofinanzierung INSGESAMT

3.3 Geschatzte Auswirkungen auf die Einnahmen
- Der Vorschlag/Die Initiative wirkt sich nicht auf die Einnahmen aus.
— [ Der Vorschlag/Die Initiative wirkt sich auf die Einnahmen aus, und zwar
— [ auf die Eigenmittel
— [ auf die tbrigen Einnahmen

— [ Bitte geben Sie an, ob die Einnahmen bestimmten Ausgabenlinien
zugewiesen sind.

in Mio. EUR (3 Dezimalstellen)

Fur das laufende Auswirkungen des Vorschlags/der Initiative'®
. L Haushaltsjahr zur
Einnahmenlinie: verfiiqun
stehonde Mittel Jahr 2024 Jahr2025 | Jahr2026 | Jahr 2027
Artikel ....
Bitte geben Sie fiir die sonstigen zweckgebundenen Einnahmen die betreffende(n)
Ausgabenlinie(n) im Haushaltsplan an.
Entfallt.
Sonstige Anmerkungen (bei der Ermittlung der Auswirkungen auf die Einnahmen
verwendete Methode/Formel oder weitere Informationen).
5 Bei den traditionellen Eigenmitteln (Z6lle, Zuckerabgaben) sind die Betrége netto, d. h. abziiglich 20 %

flr Erhebungskosten, anzugeben.
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4. DIGITALE ASPEKTE
4.1 Anforderungen von digitaler Relevanz

Diese Verordnung enthélt keine zusétzlichen Anforderungen von digitaler Relevanz. Es
gelten die Bestimmungen der Verordnung (EU) 2021/1060; sie beinhalten Anforderungen
von digitaler Relevanz in Bezug auf die Erhebung, Ubermittlung und Speicherung von
Daten sowie den Informationsaustausch.

4.2 Daten

Diese Verordnung enthélt keine zusatzlichen Anforderungen von digitaler Relevanz in
Bezug auf die Erhebung, Verarbeitung, Erzeugung, den Austausch oder die gemeinsame
Nutzung von Daten. Es gelten die Bestimmungen der Verordnung (EU) 2021/1060.

4.3 Digitale Losungen

Diese Verordnung enthdlt keine zusatzlichen Anforderungen von digitaler Relevanz, die
eine digitale Losung erfordern. Es gelten die Bestimmungen der Verordnung (EU)
2021/1060.

4.4 Interoperabilitatsbewertung

Diese Verordnung enthdlt keine zusatzlichen Anforderungen von digitaler Relevanz, die
digitale 6ffentliche Dienste betreffen. Es gelten die Bestimmungen der Verordnung (EU)
2021/1060.

4.5 Unterstitzungsmafnahmen fir die digitale Umsetzung

Diese Verordnung enthdlt keine zusatzlichen Anforderungen von digitaler Relevanz, die
spezifische DurchfiihrungsmalRnahmen erfordern. Es gelten die Bestimmungen der
Verordnung (EU) 2021/1060.

DE



	1. KONTEXT DES VORSCHLAGS
	• Gründe und Ziele des Vorschlags
	• Kohärenz mit den bestehenden Vorschriften in diesem Bereich
	• Kohärenz mit der Politik der Union in anderen Bereichen

	2. RECHTSGRUNDLAGE, SUBSIDIARITÄT UND VERHÄLTNISMÄẞIGKEIT
	• Rechtsgrundlage
	• Subsidiarität (bei nicht ausschließlicher Zuständigkeit)
	• Verhältnismäßigkeit

	3. ERGEBNISSE DER EX-POST-BEWERTUNG, DER KONSULTATION DER INTERESSENTRÄGER UND DER FOLGENABSCHÄTZUNG
	• Ex-post-Bewertung/Eignungsprüfungen bestehender Rechtsvorschriften
	• Konsultation der Interessenträger
	• Einholung und Nutzung von Expertenwissen
	• Folgenabschätzung
	• Effizienz der Rechtsetzung und Vereinfachung
	• Grundrechte

	4. AUSWIRKUNGEN AUF DEN HAUSHALT
	5. WEITERE ANGABEN
	• Durchführungspläne sowie Monitoring-, Bewertungs- und Berichterstattungsmodalitäten
	• Erläuternde Dokumente (bei Richtlinien)
	• Ausführliche Erläuterung einzelner Bestimmungen des Vorschlags

	1 RAHMEN DES VORSCHLAGS/DER INITIATIVE
	1.1 Bezeichnung des Vorschlags/der Initiative
	1.2 Politikbereich(e)
	1.3 Ziel(e)
	1.3.1 Allgemeine(s) Ziel(e)
	1.3.2 Einzelziel(e)
	1.3.3 Erwartete Ergebnisse und Auswirkungen
	1.3.4 Leistungsindikatoren

	1.4 Der Vorschlag/Die Initiative betrifft
	1.5 Begründung des Vorschlags/der Initiative
	1.5.1 Kurz- oder langfristig zu deckender Bedarf, einschließlich einer detaillierten Zeitleiste für die Durchführung der Initiative
	1.5.2 Mehrwert aufgrund des Tätigwerdens der EU (kann sich aus unterschiedlichen Faktoren ergeben, z. B. Vorteile durch Koordinierung, Rechtssicherheit, größerer Wirksamkeit oder Komplementarität). Für die Zwecke dieses Abschnitts bezeichnet der Ausdr...
	1.5.3 Aus früheren ähnlichen Maßnahmen gewonnene Erkenntnisse
	1.5.4 Vereinbarkeit mit dem Mehrjährigen Finanzrahmen sowie mögliche Synergieeffekte mit anderen geeigneten Instrumenten
	1.5.5 Bewertung der verschiedenen verfügbaren Finanzierungsoptionen, einschließlich der Möglichkeiten für eine Umschichtung

	1.6 Laufzeit der vorgeschlagenen Maßnahme/der Initiative und Dauer der finanziellen Auswirkungen
	1.7 Vorgeschlagene Haushaltsvollzugsart(en)

	2 VERWALTUNGSMAẞNAHMEN
	2.1 Überwachung und Berichterstattung
	2.2 Verwaltungs- und Kontrollsystem(e)
	2.2.1 Begründung der Haushaltsvollzugsart(en), des Durchführungsmechanismus/der Durchführungsmechanismen für die Finanzierung, der Zahlungsmodalitäten und der Kontrollstrategie, wie vorgeschlagen
	2.2.2 Angaben zu den ermittelten Risiken und dem/den zu deren Eindämmung eingerichteten System(en) der internen Kontrolle
	2.2.3 Schätzung und Begründung der Kosteneffizienz der Kontrollen (Verhältnis zwischen den Kontrollkosten und dem Wert der betreffenden verwalteten Mittel) sowie Bewertung des erwarteten Ausmaßes des Fehlerrisikos (bei Zahlung und beim Abschluss)

	2.3 Prävention von Betrug und Unregelmäßigkeiten

	3 GESCHÄTZTE FINANZIELLE AUSWIRKUNGEN DES VORSCHLAGS/DER INITIATIVE
	3.1 Betroffene Rubrik(en) des Mehrjährigen Finanzrahmens und Ausgabenlinie(n) im Haushaltsplan
	3.2 Geschätzte finanzielle Auswirkungen des Vorschlags auf die Mittel
	3.2.1 Übersicht über die geschätzten Auswirkungen auf die operativen Mittel
	3.2.1.1 Mittel aus dem verabschiedeten Haushaltsplan
	3.2.3 Übersicht über die geschätzten Auswirkungen auf die Verwaltungsmittel
	3.2.3.1 Mittel aus dem verabschiedeten Haushaltsplan
	3.2.4 Geschätzter Personalbedarf
	3.2.4.1 Finanziert aus dem verabschiedeten Haushalt
	3.2.6 Vereinbarkeit mit dem derzeitigen Mehrjährigen Finanzrahmen
	3.2.7 Beiträge Dritter

	3.3 Geschätzte Auswirkungen auf die Einnahmen

	4. Digitale Aspekte
	4.1 Anforderungen von digitaler Relevanz
	4.2 Daten
	4.3 Digitale Lösungen
	4.4 Interoperabilitätsbewertung
	4.5 Unterstützungsmaßnahmen für die digitale Umsetzung


